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3 0 2 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR über
die Beförderung von Monochloracetaldehyd, 45% in wäßriger Lösung, in freitragen-
den Kunststoffgefäßen

3 0 3 . Erklärung über die Zurückziehung des österreichischen Vorbehaltes zu Artikel 2 lit. a des Europäi-
schen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen
(NR: GP XV RV 1232 AB 1426 S. 146. BR: AB 2669 S. 432.)

302.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung
von Monochloracetaldehyd, 45% in wäßriger

Lösung, in freitragenden Kunststoffgefäßen

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2609 Abs. 1 der Anlage A des ADR darf
Monochloracetaldehyd, 45% in wäßriger Lösung,
assimiliert der Ziffer 12 a) der Klasse 6.1, Rn. 2601,
in freitragenden Kunststoffgefäßen mit einem Fas-
sungsraum von höchstens 60 Litern unter folgen-
den Bedingungen befördert werden:

1. Die Eignung der Kunststoffgefäße muß durch
eine Baumusterprüfung bei einer im Versand-
land behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüf-
stelle entsprechend den zwischen den Vertrags-
parteien anerkannten Vorschriften nachgewie-
sen sein.

2. Die Gefäße dürfen nur zu höchstens 95% ihres
Fassungsraums gefüllt sein.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
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Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, 1983 04 28

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

Bonn, den 20. 4. 1983

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Bredemeier

Sinowatz

303.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

Erklärung über die Zurückziehung des österreichischen Vorbehaltes zu Artikel 2 lit. a des Euro-
päischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

(Übersetzung)

ERKLÄRUNG
Der von der Republik Österreich zu Art. 2 lit. a

des Europäischen Übereinkommens über die
Rechtshilfe in Strafsachen *) erklärte Vorbehalt
wird zurückgezogen.

Die Republik Österreich wird — soweit nicht
Kapitel I des Zusatzprotokolls zum Europäischen
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsa-
chen **) zur Anwendung kommt — Artikel 2 lit. a
des Europäischen Übereinkommens über die
Rechtshilfe in Strafsachen in Hinkunft entspre-
chend seiner innerstaatlichen Gesetzgebung (Bun-
desgesetz vom 4. Dezember 1979 über die Ausliefe-
rung und die Rechtshilfe in Strafsachen, BGBl.
Nr. 529/1979) anwenden. Gemäß §51 Z l dieses
Gesetzes ist die Leistung von Rechtshilfe in den
Fällen ausgeschlossen, in denen eine Auslieferung
gemäß §§ 1.4 und 15 ARHG unzulässig wäre. Diese
Bestimmungen lauten wie folgt:

§ 14. Eine Auslieferung ist unzulässig
1. wegen politischer strafbarer Handlungen,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969 in der Fas-
sung BGBl. Nr. 580/1976

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 296/1983
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2. wegen anderer strafbarer Handlungen, denen
politische Beweggründe oder Ziele zugrunde
liegen, es sei denn, daß unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalles, insbe-
sondere der Art der Begehung, der angewen-
deten oder angedrohten Mittel oder der
Schwere der eingetretenen oder beabsichtig-
ten Folgen, der kriminelle Charakter der Tat
den politischen überwiegt.

§ 15. Eine Auslieferung wegen strafbarer Hand-
lungen, die nach österreichischem Recht aus-
schließlich

1. militärischer Art sind oder
2. in der Verletzung von Abgaben-, Monopol-,

Zoll- oder Devisenvorschriften oder von Vor-
schriften über die Warenbewirtschaftung oder
über den Außenhandel bestehen,

ist unzulässig.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde am 2. Mai 1983 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt.

Sinowatz
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